Wien, Donnerstag den 30. Juni 1881. 


XIV. Jahrgang. Nr. 26. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchr 


ift an Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


— 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pranumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 

b i is: Fü i i i b N 5 änder ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjahrig 2 fl., 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in en 5 ee nn Poſtzuſ g jährlich 4 fl., Halbjährig 2 fl 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben. und beträgt 
das Jahres-Abonnement mit dieſen Supplement 6 fl. = 12 Mark. Bei gefälligen Beftellungen, welche wir uns der Einfachheit halber ver Poſtanweiſung erbitten, 

erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. mE 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. 


— Reclamationen, u 
Nummer Berſickſichtigung finden 


wenn unverſiegelt, ſind portofrei, konnen jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 


öffentlich- rechtlicher Act, der die Amtshandlung der Staatsbehörden in 


An unſere Teſer! 


Wir laden zur Pränumeration auf das dritte Quartal der 
„Oeſterr. Zeitſchrift für Verwaltung 1881“ freundlichſt ein. Der 
Betrag für dieſes Quartal iſt für die Zeitſchrift ſammt der Beilage 
„Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes“ 1 fl. 50 kr., ohne 
dieſe Beilage 1 fl. 

Gleichzeitig erlauben wir uns diejenigen geehrten Abonnenten, 
welche mit ihrer Einzahlung für frühere Quartale noch im Rückſtaud 
ſind, um Einſendung des Betrages zu bitten. 

Als Zahlungsmittel empfehlen wir die Poſtanweiſung zu benützen. 


2 f h 


Ueber Namensänderung. (Problem eines ſtaatlichen Einkommens.) 
Nach einem Vortrage, gehalten in der ſtaatswiſſenſchaftlichen Geſellſchaft in 
Prag am 11. Februar 1881, von Dr. Eduard Popper, Adjunct der 
k. k. böhm. Finanzprocuratur. Schluß.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Zum Begriffe der Armenunterſtützung im Falle augenblicklichen Bedürfniſſes. 

Unterſtützungen an auswärtige Arme, welche den Charakter eines lediglichen 
Almoſens aus dem Armenſonde haben, kommen nicht jenen Unterſtützungen 
beizuzahlen, deren Erſatz in Gemäßheit des § 28 des Heimatgeſetzes gefor- 
dert werden kann. 

Der Strafbeſtimmung des § 45 in Verbindung mit $ 8 lit. b des Geſetzes vom 
29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, verfällt auch Derjenige, welcher, auf 
dem Wege zum Markte ohne den erforderlichen Viehpaß betreten, umkehrt, 
ehe er den Markt erreicht. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Ueber Uamensänderung. 


(Problem eines ſtaatlichen Einkummens.) 


Nach einem Vortrage, gehalten in der ſtaatswiſſenſchaftlichen Geſellſchaft in Prag 
am 11. Februar 1881, 


von Dr. Eduard Popper, Adjunct der k. k. böhm. Finanzprocuratur. 
(Schluß.) 


Nun treten wir an die End- und für dieſe Darlegungen haupt⸗ 
ſächliche Frage heran: ob und in welchem Maße aus Namensänderungen 
eine ſtaatliche Einnahme könne gezogen werden. Die Abſicht, welche 
zur Beilegung und zeitherigen Beibehaltung der Namen geführt hat, 
und die Sicherung des Zutrauens, dem der Name als Erinnerungs- 
zeichen dient, — ſie machen es zum Gebote, daß Namensänderungen nicht 
maſſenweiſe erfolgen. Die Namensänderung, im Sinne des Obigen ein 


Anſpruch nimmt, ſoll und muß ſtets die Natur einer Ausnahme, einer 


Sonderſtellung, eines Privilegs tragen. Nun rechtfertigt die ſtaatliche, 


vom bloßen Einzelintereſſe aufgerufene Amtshandlung ſchon die Einhebung 
einer Gebühr; die vom geſellſchaftlichen Standpunkt zu fordernde 
Einſchränkung der Namensänderungsfälle legt aber nahe, die vom Ab— 
änderungswerber zu entrichtende Abgabe nicht nach dem bloßen, oder 
vorwiegend nach dem Koſtenſtandpunkt zu bemeſfen. Keine bloße Vergütung, 
Gebühr, ſondern eine — (im Schäffle'ſchen Sinne) Steuer! *) Schäffle hat 
in ſeinen Grundſätzen der Steuerpolitik die Bezeichnung Steuergebühr 
oder Gebührenſteuer erfunden und bemerkt daſelbſt (S. 457): „Den 
Steuercharakter haben überwiegend die Gebühren aus Verwaltungs- 
handlungen angenommen, aus welchen für die Partei mittelbar oder 
unmittelbar beſondere materielle oder ideelle Vortheile hervorgehen: 
Gebühren für Privileg-Ertheilungen, beſondere Gewerbsbefugniſſe, 
Beförderungen, Auszeichnungen u. dgl.“ 

Der Zweck der gegenwärtigen, nur höchſt andeutungsweiſe gehaltenen 
Darlegungen iſt, in Erwägung zu ſtellen, ob jenen von Schäffle als 


bereits geltend hervorgehobenen Arten der Verwaltungs-Steuergebühren 


geſetzgeberiſch nicht auch eine Steuergebühr für Namensänderungen bei— 
geſellt werden könne oder ſolle. Zu den Geſichtspunkten der Verwaltungs- 
lehre, daß der Namensänderung in den einzelnen Fällen auch grund— 
ſätzliche nnd zugleich unbeſiegbare Bedenken entgegenſtehen, daß aber 
anderſeits eine Maſſenhaftigkeit von Namensänderungen dem öffentlichen 
Vertrauen leicht Abbruch thäte, zu dieſen Verwaltungs-Geſichtspunkten 
tritt hier die finanz-politiſche Erwägung, daß aus den bezüglichen Amts— 
handlungen für den Bewerber in der That, um mit den vorbezogenen 
Worten Schäffle's zu reden, „materielle oder ideelle Vortheile“ hervor⸗ 
gehen. Entweder erwartet der Aenderungswerber von der Namens- 
änderung eine wirthſchaftliche Beſſerſtellung, mindeſtens durch Befeitigung 
einer aus dem bisher geführten Namen bisher erfließenden wirthſchaft⸗ 
lichen Benachtheiligung, und dann iſt es nicht unbillig und liegt es im 


Geiſte der beſtehenden Finanzſyſteme, dieſen Vermögensvortheil einer 
ſtaatlichen Auflage zu unterziehen, welche über das enge, eigentliche 


Gebührenmaß, das iſt bloße Koſtenvergütung, beträchtlich hinausgeht. 
Oder aber nicht wirthſchaftliche Beſſerſtellung wird bezielt, ſondern einer 
außerwirthſchaftlichen, immateriellen Vorliebe oder Abneigung ſoll, und 


zwar durch unvermeidbar ſtaatliche Vermittlung, Rechnung getragen 
werden. Eine ſolche Begünſtigung bloßer, allerdings immaterieller, Vor⸗ 


liebe oder Abneigung legt aber die Anwendung der Maßſtäbe für 
Luxusſteuern, ein leider bisher vernachläſſigtes Gebiet, nahe, wie dies 
bei ähnlichen Begünſtigungen (fo: Adels-, Titel⸗, Ordens⸗, Wappen⸗ 


Nach dem geltenden öſterreichiſchen Gebührengejeß vom 9. Februar 1850, 
T. P. 43, c—1 erheiſchen Geſuche um „Bewilligung von Namensänderungen 
oder Namensübertragungen“ einen Stempel von 5 Gulden (vom erſten Bogen), 
welchen eine inzwiſchen (am 14. März 1881) im Abgeordnetenhauſe eingebrachte 


Regierungsvorlage auf 15 Gulden erhöhen will. (Nr. 301 der Beil. zu den ſtenogr. 


Protokollen des Abgeordnetenhauſes, IX Seſſ., § 8). 


verleihungen) in Leben und Lehre gleichmäßig anerkannt iſt. (Vgl. u A. 


Ad. Wagner, Gebühren und allgemeine Steuerlehre, 1880, S. 504, 
und Hock, Abgaben und Schulden, 1863, S. 232). Nicht überſehen 
ſollte werden, daß derart eine „ariſtokratiſche Steuerkraft“ in einem „ver- 
zichtbaren Conſum“, beziehentlich Genußerwerb (Worte Schäffle's), 
ſicher controlirbare und keine Einhebungsſchwierigkeiten bereitende Weiſe 


mit einer unüberwälzbaren Abgabe getroffen wird, mit einer Abgabe, 


die der Bewerber um eines Vortheils willen ſich auferlegt, welchen 


Vortheil, wenigſtens in Oeſterreich, er bisher überhaupt nicht oder nur 


mit großen Schwierigkeiten zu erlangen vermocht hätte. Das von der 
deutſchen Theorie und Praxis in der jüngſten Zeit auf den Schild gehobene 
Princip der „Selbſtbelaſtung und Selbſtbeſteuerung“ würde in einer 
Steuergebühr für Namensänderungen einen immerhin zu gönnenden 
Erfolg feiern. 

Im Folgenden einige Andeutungen über die Ausführung. Voraus⸗ 
zuſchicken iſt noch folgende Erwägung. Eine lediglich den Vor-Namen 
betreffende Aenderung ſtellt ſich als eine lediglich einer einzelnen Perſon 
gewährte Begünſtigung dar, welche Begünſtigung mit dem Ableben des 
Betreffenden unbedingt ihr Ende findet. Die einem Unverheirateten 
gewährte Aenderung des Zu-Namens erſtreckt die Begünſtigung vorerſt 
und unmittelbar allerdings nur auf dieſen, alſo auf eine einzelne Per— 
ſon, welche Begünſtigung jedoch im Falle nachheriger Verheiratung ſo— 
wohl auf die Gattin als auf die anzuhoffende Nachkommenſchaft in 
ihrer unabſehbar zahlreichen Folge übergeht. Bei einem bereits ver— 


heirateten Namensänderungswerber kommt die Begünſtigung unmittelbar 
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auf 


Bei Ausführung des Geſagten würde in einem jeden Falle, wo 
aus einem Saulus ein Paulus wird, außer dem Betreffenden auch die 
Geſammtheit, der Staat, einen unverkennbaren Vortheil erlangen. 


Berichtigung von Druckfehlern in dem in der vorigen Zeitſchrift⸗ 
nummer (Nr. 25 vom 23. Juni d. 3.) enthaltenen Theile des Aufſatzes „Ueber 
Namensänderung“. 

Auf Seite 105, Spalte 2, Zeile 15 von oben ſoll ſtehen: Ein Name genügt zur 
Vermeidung von Verwechslungen. 

1, Zeile 8 von unten ſoll ſtehen: in beſonders rück⸗ 
ſichtswürdigen Fällen. 

1 in der Anmerkung *), Zeile 8 von oben ſoll ſtehen: 
in demſelben Sinne einen Zuſatz zur Perſönlichkeit zu 
nennen, in dem wir z. B. Standesrechte als 
Zuſatz zur Perſönlichkeit anerkennen. Wie bei 
dieſen u. ſ. w. 

1 in der Anmerkung ), Zeile 4 von unten ſoll ſtehen: 
nicht auf einem ausſchließlichen privat⸗- rechtlichen 
Namen recht. 


* ” 106, 17 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Zum Begriffe der Armenunterſtützung im Falle augenblicklichen 
Bedürfniſſes. 

Unterſtützungen an auswärtige Arme, welche den Charakter eines 

lediglichen Almoſens aus dem Armenfonde haben, kommen nicht 

jenen Unterſtützungen beizuzählen, deren Erſatz in Gemäßheit des 


jedenfalls beiden Ehetheilen und überdies den etwa ſchon vorhandenen 80 2 des Heimatgeſetzes gefordert werden kann. 

Abkömmlingen zu Statten, außerdem aber auch dem erſt zu erwartenden“ Die Gemeinde T. hat der Bezirkshauptmannſchaft M. mit dem 
Nachwuchſe. In all' dieſen Fällen iſt alſo der Umfang der durch die Berichte vom 23. Februar 1878, 3. 388, angezeigt, daß ſich in der 
Namensänderung gewährten Begünſtigung ein verſchiedener, da an der- Gemeinde eine gewiſſe Anna F., Witwe nach dem Hutmacher Johann 8. 


ſelben eine verſchiedene Zahl Theil hat und beziehungsweiſe voraus— 
ſichtlich Theil erlangen wird. 


Die Beachtung deſſen empfiehlt, daß die Aenderung des Vor- 
Namens gegen eine mäßige, einmalige Entrichtung, z. B. 200 Gulden, 


gewährt werde, die Aenderung des Zu-Namens aber allgemein nur 
gegen eine, gleichfalls einmalige, aber höhere Grundgebühr (genauer: 
Grund⸗Gebührenſteuer), etwa 500 Gulden, mit der Maßgabe, daß für 
jeden zur Zeit der Namensänderung bereits vorhandenen Abkömmling, 
wie auch für den weiblichen Ehetheil, ein beſonderer Zuſchlag, z. B. 
von je 50 Gulden, zu entrichten ſei. Eine verſchiedene Bemeſſung des 
Zuſchlags, je nachdem der Abkömmling männlichen oder weiblichen Ge— 
ſchlechts, alſo vorausſichtlicher Vererber der Begünſtigung ift oder nicht, 
wäre folgerichtig und hätte ein Vorbild in den, Standeserhöhungs-Taxen 
betreffenden 88 141 143 des öſterr. Taxgeſetzes vom 27. Jänner 
1840 Familienzuwachs, welcher nach der Namensänderung eiutritt, 
hätte zu keiner Nachzahlung zu verpflichten. Dieſe letztere, ſchon von 
Durchführbarkeits-Rückſichten gebotene Beſtimmung hätte übrigens die 
für den Staatsſchatz günſtige Wirkung, daß Jeue, welche eine Aenderung 
des Zu⸗Namens überhaupt beabſichtigen, die Herbeiführung derſelben 
nicht hinzögern, vielmehr thunlichſt vor der Eheſchließung oder doch vor 
Eintreffen großen Kinderſegens die Begünſtigung erwirken würden; für 
den Staatsſchatz würden alſo die entſprechenden Einnahmen jeweils nicht 
lange ausbleiben. 

Von der ſo eingeräumten Möglichkeit der Namensänderung könnten 
alſo nur die Beſſerbemittelten Gebrauch machen. Immerhin. Die Minder- 
bemittelten leben regelmäßig in ſo engen Verkehrsbeziehungen, daß aus 
einer Namensänderung für ſie der Regel nach ein „materieller oder 
ideeller Vortheil“ nicht vorauszuſehen wäre.“) Das Aufiteigen der bis⸗ 
her Uubemittelten oder ihrer Nachkommen in beifere Vermögensverhält— 
niſſe, die „aufſteigende Claſſenbewegung“ (bekanntlich ein Lieblingswort 
Lor. von Stein's) erſchließt aber auch den vorläufig jener Gunſt nicht 
theilhaft Werdenden die Möglichkeit, nachmals gleichfalls einen in ihnen 
etwa vorhandenen, oder in ihnen oder ihren Nachkommen etwa erwach— 
ſenden Verlangen nach Namensänderung Genüge zu verſchaffen. Und 
fo auch erwächſt dem Staate die Vorausſicht eines ſtetigen, nicht ver— 
ſiegenden und wobl auch breit ſtrönmenden Einnahmsquells. Darum, 
daß ſich für dieſe Einnahme Verwendung finde, braucht in einer „ſo 
ganz von Montecucoli's beherrſchten Zeit“ nicht bange zu ſein. 


*) Uebrigens könnte „in beſonders rückſichtswürdigen Fällen“ dei Dürf⸗ 
tigen Nachſicht der Taxe eintreten, wie dies bei Titel⸗, Ordens⸗ u. | w. Verlei⸗ 
hungen, und zwar häufig und häufig auch bei Nichtdürftigen, zeither ſchon eintritt. 


aus B., aufhalte. Dieſelbe ſei vollſtändig arm und derart hilfsbedürftig, 
daß ihr Anfangs März 1877 aus dem Localarmenfonde in T. zur Lin— 
derung augenblicklicher Noth ein Betrag von 5 fl. als Unterſtützung 
zugewendet werden mußte. Hievon ſei die Heimatgemeinde B. ſofort 
verſtändigt worden mit dem Erſuchen, dieſen Betrag mit Rückſicht auf 
die Beſtimmungen der 88 24 und 28 des Heimatgeſetzes vom Jahre 
1863 rückzuvergüten, was dieſelbe jedoch ungeachtet mehrfacher Betrei— 
bungen nicht gethan habe. Der Stadtvorſtand von T. ſtellte daher die 
Bitte, die Gemeinde B. zum Erſatze des Betrages von 5 fl. zwangs— 
weiſe zu verhalten. 

Die Bezirkshauptmannſchaft M. hat mit dem Beſcheide vom 
29. Juli 1878, 3 4436, dem Gemeindevorſtande T bedeutet, daß 
die Bezirkshauptmannſchaft nicht in der Lage ſei, die Gemeinde B. zum 
Erſatze des mit dem Einſchreiten vom 23. Februar 1878, 3. 388, 
angeſprochenen, der Anna F. aus B., wohnhaft in T., erfolgten Unter— 
ſtützungsbetrages von 5 fl. in Gemäßheit des & 28 des Geſetzes vom 
3. December 1863, R. G. Bl. Nr. 105, zu verhalten, da dieſe Unter- 
ſtützung derſelben nach dem Inhalte des obigen Einſchreitens aus dem 
Localarmenfonde, ſomit nicht von der Gemeinde T. aus Gemeindemitteln 
erfolgt wurde und weil, abgeſehen davon, der Fall einer augenblick— 
lichen Nothlage der in T. wohnhaften Anna F. und die Unabweis⸗ 
lichkeit des Ausmaßes der Unterſtützung in der angegebenen Höhe nicht 
nachgewieſen erſcheine. 

Hiegegen hat die Gemeinde T. den Statthaltereirecurs eingebracht, 
in welchem ſie im Weſentlichen anführte, der Erſatzanſpruch der Gemeinde 
T. gegen die Gemeinde B. ſei gleich begründet, ob die Unterſtützung 
aus dem Armenfonde in T. oder aus Gemeindemittelu geleistet wurde. 
Da Auna F. Anfangs März 1877 krank geweſen ſei und ärztlich be— 
handelt werden mußte, habe ſie nichts verdienen können und da dieſelbe 
überdies vermögenslos ſei, habe ſie augenblicklich mit dem Nöthigſten 
verſehen werden müſſen, wozu 5 fl. nur ſpärlich langten. Der Gemeinde- 
vorſtand könne nicht verpflichtet werden, über dieſe Thatſache erſt Be— 
weiſe zu erbringen, es müſſe ihm vielmehr als einem Amte unbedingt 
Glauben beigemeſſen werden, wenn er behaupte, daß der Fall eines 
augenblicklichen Bedürfniſſes bei Anna F. thatſächlich vorhanden war. 

Die Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 5 December 
1878, 3. 19.488, den bezirkshauptmannſchaftlichen Beſcheid dato. 
29. Juli 1878, 3.4436, aufgehoben und die Stadtgemeinde B. zum 
Erſatze des Unterſtützungsbetrages pr. 5 fl. für verpflichtet erkannt, 
„weil nach Beſtimmung des § 28 des Heimatgeſetzes v. J. 1863 die 
Gemeinde auch auswärtigen Armen im Falle augenblicklichen Bedürfniſſes 
die nöthige Unterſtützung nicht verſagen darf und berechtigt iſt, den 
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Erſatz von der Heimatgemeinde oder von den nach dem Civilrechte oder daß er jedoch unterwegs von der Gendarmerie angehalten und nach 


nach anderen Geſetzen hiezu Verpflichteten zu verlangen. Die Stadtgemeinde 
T. war daher verpflichtet, die in Folge der Erkrankung erwerbsunfähig 
gewordene Witwe Anna F. zu unterſtützen; die Höhe des zu erfolgen— 
den Unterſtützungsbetrages im Falle augenblicklichen Bedürfniſſes läßt 
ſich jedoch nicht firiren und muß der Gemeinde, in der ſich der in Noth— 
ſtand gerathene Fremde befindet, überlaſſen bleiben, da hiebei auf 


locale Verhältniſſe Rückſicht genommen werden muß. In dem vorliegen- 


den Falle jedoch läßt der einmalig erfolgte Unterſtützungsbetrag von 
5 fl. nicht ſchließen, daß der Anna F. mehr als die dringend erforder— 
lichen Koſten des nothwendigen Unterhaltes verabfolgt wurden, und im 
Falle der Abgabe der Anna F. in die ſtädtiſche Krankenanſtalt wären 
bei einer Verpflegsgebühr von täglich 76 kr. jedenfalls der Heimat⸗ 
gemeinde größere Koſten verurſacht worden. Was endlich den Umſtand 
anbelangt, daß dieſer Unterſtützungsbetrag aus dem Localarmenfonde 
berichtigt wurde, ſo iſt derſelbe von keinem Belange, da die Verfügung 
über den Localarmenfond der Gemeinde zuſteht und dadurch die Ver— 
pflichtung der Heimatgemeinde zum Erſatze der im Grunde des $ 28 des 
Heimatgeſetzes erfolgten Unterftützungen nicht alterirt wird, endlich der Local— 
armenfond keinesfalls die Beſtimmung hat, fremde Arme zu unterſtützen.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte die Gemeinde B. in offener 
Friſt den Miniſterialrecurs ein. 

Die in Folge deſſen eingeleiteten Erhebungen haben Folgendes 


In einem behufs Aufklärung über die Unterſtützungsleiſtung 


ergeben: | 


abgeforderten Berichte dato. 30. Juli 1880 wird von der Gemeinde- 
vorſtehung in T. geſagt, daß Anna F. im Jahre 1876 noch zur Zeit, 
als die Rechnungsführung des Armenfondes durch das Pfarramt beſorgt 
wurde, eine regelmäßige, den Betrag von 5 fl. überſteigende Unter- 
ſtützung in monatlichen Raten erhalten habe, deren Erſatz von der 
Gemeinde nach Uebernahme der Rechnungsführung des e 
angeſprochen wurde. In einem zweiten vom Gemeindevorſtande T. unterm 
13. September 1880 erſtatteten Berichte wird geſagt, daß Anna 8. 
aus dem Armenfonde, u. z. bis zum Jahre 1877, Monatsunterſtützungen 
bezog, welche nach Uebergabe der Rechnungsführung dieſes Fondes an 
die Gemeinde eingeſtellt wurden, weil fie an eine in T. nicht heimats— 
zuſtändige Unterſtützungswerberin erfolgt worden waren. 

Darüber wurde Anna F. bei der Bezirkshauptmannſchaft T. 
unterm 31. October 1880 einvernommen. Dieſelbe ſagte aus, ſie habe, 
beginnend ein halb Jahr vor dem Tode ihres Gatten, von dem Dechante 
in T. aus dem Armenfonde monatlich ein Almoſen von 30 kr. erhalten; 
dieſes Atmoſen ſei ihr ein Jahr lang verabfolgt worden, fo daß das— 
ſelbe im Ganzen 3 fl. 60 kr. ausmachte. Außerdem habe ſie nie etwas 
aus dem Armenfonde bekommen. 

Das kek Miniſterium des Innern hat ſonach unterm 5. Decem— 
ber 1880, Z. 18 804, entſchieden wie folgt: 

„Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe der Gemeinde 
B. Folge zu geben und die recurrirende Gemeinde von dem Erſatze des 
angeſprochenen Betrages von 5 fl. loszuzählen. 

Denn aus den gepflogenen Erhebungen, namentlich aus den 
Aeußerungen des Gemeindevorſtandes T. und den Wrotofollarausjagen 
der Anna F. kommt hervor, daß rückſichtlich des obigen Betrages der 
im § 28 des Heimatgeſetzes vorgeſehene Fall einer von der Aufent— 
haltsgemeinde gewährten Unterſtützung wegen einer augenblicklichen Noth— 
lage einer auswärtigen Armen nicht vorhanden war, indem die gewährte 
Unterſtützung nur den Charakter eines von dem Pfarrer in T. aus 
dem Armenfonde vormals gewährten, in längeren Zeiträumen verab— 
folgten Almoſens hatte, deſſen Betrag überdies nicht einmal nachgewieſen 
werden kann.“ 


Der Strafbeſtimmung des § 45 in Verbindung mit $ 8 lit. b des 

Geſetzes vom 29. Februar 1880, N. G. Bl. Nr. 35, verfällt 

anch Derjenige, welcher, auf dem Wege zum Markte ohne den 

erforderlichen Viehpaß rn umkehrt, ehe er den Markt 
erreicht. 


Jakob Ch. wurde mit Urtheil des Kreisgerichtes zu Teſchen vom 
5. November 1880, 8. 9850, von der Anklage wegen des in den 
ss 8 ut. b und 45 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. 
Nr. 35, bezeichneten Vergehens nach S 259, Z. 3 St. P. O. frei- 
geſprochen. In den Urtheilsgründen iſt feſtgeſtellt, 
am 20. September 1880 ſeine Kuh ohne Viehpaß zu Markte trieb, 


Haufe zurückzukehren beſtimmt worden iſt. Aber der ſtrafbare That⸗ 
beſtand gilt nicht als hergeſtellt, weil Jakob Ch. den Marktplatz nicht 
erreichte. Aus der Verſchiedenheit der Ausdrücke „bringen“ und „treiben“, 
deren ſich das Thierkrankheiten⸗Geſetz im erſten und zweiten Theile der 
lit. b des § 8 bedient, ſoll nämlich hervorgehen, daß der Geſetzgeber 
das aus verſchiedeneu Gegenden zuſammengebrachte Vieh erſt auf dem 
Markte ſelbſt ſchützen wollte. Ob bei dieſer Auffaſſung, doloſes Handeln 
des Angeklagten vorausgeſetzt, nach 88 8 und 239 St. G. B. nicht 
mindeſtens Verſuch zuzurechnen war, blieb unerörtert. Die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft dagegen vertritt in ihrer auf Z. 9 lit. a des § 281 St P. O. 
geſtützten Beſchwerde die Anſicht, daß ſchon mit dem ohne Viehpaß 
unternommenen Treiben oder Führen des Viehes zum Markte an und 
für ſich, alſo ohne Rückſicht darauf, ob der Marktplatz wirklich erreicht 
wurde oder nicht, das in Rede ſtehende Delict vollendet ſei. 

Der k. k. oberſte Gerichts als Caſſationshof, vor welchem die 
öffentliche Verhandlung unter dem Vorſitze des Hofrathes Ritter von 
Schubert vorgenommen wurde, hat auf Antrag des Generaladvocaten 
Cramer mit Entſcheidung vom 4. März 1881, 3. 14.098, der Nichtig⸗ 
keitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft ſtattgegeben. Gründe: 

Der Angeklagte hat nach Feſtſtellung der Urtheilsgründe am 
20. September 1880 ohne Viehpaß ſeine Kuh zu Markte getrieben, iſt 
jedoch unter Weges von der Gendarmerie angehalten und zur Umkehr 
beſtimmt worden. Der Gerichtshof vermißt in dieſer Handlung die Merk— 
male des in den §s 8 lit. b und 45 des Geſetzes vom 29. Februar 
1880, R. G. Bl. Nr. 35, behandelten Vergehens, indem er aus der 
Vergleichung des in der einſchlägigen Geſetzesſtelle gebrauchten Wortes 
„bringen“ mit dem im zweiten Satze derſelben vorkommenden Ausdrucke 
„treiben“ folgert, daß das wirkliche Eintreffen auf dem Markte oder 
bei der Auction zum ſtrafbaren Thatbeſtande erforderlich ſei. Allein 
durch dieſe Auffaſſung der hier zur Anwendung gelangenden Geſetzesſtelle 
erfcheint das Geſetz im Sinne des $ 281, 3. 9 1. à St. P. O. ver⸗ 
letzt und der Freiſpruch nicht dem Sinne des Geſetzes entſprechend 
begründet; da hiernach in dem feſtgeſtellten Thatbeſtande das vollbrachte 
Vergehen nach § 45 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. 
Nr. 35, durch Außerachtlaſſung der in deſſen $ 8 sub lit. b gege- 
benen Anordnungen zu erkennen war. Der $ 8 lit. b jenes Geſetzes 
ordnet nämlich den Paßzwang für Vieh an, welches, wie insbeſondere 
die Eingangsworte beſagen, ſich in dem inländiſchen Verkehre befindet, 
worunter, wie dann sub b für die beſondere Kategorie normirt iſt, 
Rindvieh zu verſtehen iſt, daß auf Viehmärkte oder Auctionen gebracht 
oder in einen von dem früheren Standorte über 10 Kilometer entfernten 
Orte abgetrieben wird. Den Worten dieſer Anordnung „gebracht wird“ 
kann jedoch keineswegs ein mit den Worten „gebracht worden iſt“ 
gleicher Sinn beigelegt werden, weil jenes „gebracht wird“ ſich auf eine 
in der Gegenwart ſich vollziehende Thätigkeit bezieht und nicht, wie der 
erkennende Gerichtshof auslegte, die Vergangenheit, d. i. die bereits 
vollendete Thätigkeit des Bringens bezeichnet. Daß dieſes die richtige 
Auffaſſung ſei, folgt aus dem weiteren Inhalte des § 8, der suh € 
und d die Ausdrücke „getrieben werden“ und befördert „werden“, dann 
im Schlußſatze „Auftrieb“ ganz ſynonym gebraucht, wie es ſich in 
dieſem Paragraphe überhaupt nur um Vieh handelt, das Gegenſtand 
des inländiſchen „Verkehres“ iſt. Es iſt aber auch irrig, wenn in dem 
§ 8 lit. b jenes Geſetzes die ratio le.ix dahin gedeutet wird, daß 
in dem Vorderſatze das Geſetz einen beſonderen Schutz für das zum 
Markt gebrachte, in dem mit „oder“ entgegengeſtellten Nachſatze aber 
einen ähnlichen Schutz für das im Triebe befindliche Vieh normiren 
wollte, weil ſich der gleich folgende 8 9 des eitirten Geſetzes insbeſon— 
dere, wie deſſen Marginalinſchrift bezeuget, „mit der Beaufſichtigung 
der Markte und Viehſchauen u. ſ. w.“ beſchäftigt. Auch würde mit der 
Auffaſſung, daß der Paßzwang exit im Marktorte ſelbſt eintrete, ſowohl 
die zu dem Geſetze vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, 
mittelſt Miniſterialverordnung vom 12. April 1880 erlaſſene und im 
R. G. Bl. Nr. 36 kundgemachte Durchſührungsverordnung, als auch 


das für Viehpäſſe vorgeſchriebene Formulare in unlösbarem Widerſpruche 


ſtehen, da hieraus erſichtlich iſt, daß Veränderungen während des Auf- 


triebes, und zwar ehe der Weitertrieb erfolgen kann, in der dort an— 
gegebenen Weiſe zu beſcheinigen ſind, was nicht durchführbar wäre, 
wenn nicht der im § 8 des Geſetzes vom 29. Februar 1880 normirte 


daß der Angeklagte | Viehpaßzwang ſchon während des Zutriebes beſtehen würde. .. 


Geſetze und Berordnungen. 


1880. IV. Quartal. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 
XVII. Stück. Ausgeg. am 4. December. 

Nr. 44. Geſetz vom 5. November 1880, womit der Stadtgemeinde Kokomea 
das Recht zur weiteren Einhebung des Pflaſtergeldes ertheilt wird. 

Nr. 45. Geſetz, vom 5. November 1880, womit der Stadtgemeinde 
Tarnopol das Recht zur weiteren Einhebung des Pflaſtergeldes ertheilt wird. 

Nr. 46. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 19. October 1880, 
Z. 53.796, womit dem Dabrowaer Bezirksrathe das Recht zur Erhebung einer 
Brückenmauth am Mlynöwka⸗Fluſſe bei Radgoszcz ertheilt wird. 

Nr. 47. Kundmachung der k. k. Statthalterei von 19. October 1880, 
3. 53.796, betreffend die Erhöhung des Straßenmauthtarifs in Podhajce auf der 
von Podhajee über Zawaköw nach Halicz führenden Bezirksſtraße. 

Nr. 48. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 19. October 1880, 
3. 53.796, womit das Recht zur Erhebung von Ueberfuhrsmauthen ertheilt wird. 

Nr. 49. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 19. October 1880, 
8: 53.796, womit dem Bezirksausſchuſſe in Dolina das Recht zur weiteren 
Einhebung von Mauthgebühren auf der Werdzirzeungariichen Straße ertheilt wird 

Nr. 50. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 19. October 1880, 
Z. 53.796, womit dem Gutsgebiete in Maryampol das Recht zur Erhebung der 
Ueberfuhrsmauth auf dem Dnieſter-Fluſſe ertheilt wird. 

Nr. 51. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 19. October 1880, 
3. 53.796, betreffend die Ertheilung der Bewilligung zur Erhebung von Mauth- 
ebühren. 

Nr. 52. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 19. October 1880, 
Z. 53.796, womit dem Gutsgebiete in Mogita das Recht zur Einhebung der 
Ueberfuhrsmauth auf dem Weichſelflufſe ertheilt wird. 

Nr. 53. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 19. October 1880 
3. 53.796, womit der Pfarrei in Lezajsk das Recht zur Erhebung einer Ueber— 


fuhrsmauth auf dem Saufluſſe bei Rzuchow ertheilt wird 
Nr. 54. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 24. October 1880, 


8. 58.797, betreffend die Bewilligung zur Einhebung von Gemeindezuſchlägen zu 
den directen Steuern für die Gemeinden Bania, Jaworöwka, Rypianka und 
Wysuezka, dann zur Einhebung von höheren Gemeindezuſchlägen zu den directen 
Steuern für die Gemeinden Bor wilkowicki, Kruki, Manaſter derzyeki, Hanczaröw, 
Dobrowödka, Dokhopole, Polanka und Majnicz. 

Nr. 55. Kundmachung des k. k. Forſt- und Domänendirections-Präſidiums 
vom 1. November 1880, Z. 496, N. D., betreffend die Aufhebung der k. k. Forſt— 
und Domänuen-Verwaltung zu Leszezyny. 

Nr. 56. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 15. November 1880, 
3. 59.150, womit der Stadtgemeinde Huſiatyn das Recht zur Einhebung eines 
Gemeindezuſchlages zur Verzehrungsſtener von Wein und Fleiſch einge—⸗ 
räumt wird. 

Nr. 
Kamienica⸗Stopnicger Bezirksſtraße. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Bukowina. 


XI. Stück. Ausgeg. am 6. October. 
12. Kundmachung der Bukowinaer k. k. Landesregierung vom 30. Sep⸗ 


tember 1880, 8. 8793, betreffend das dem Johann Stingl, k. k. Profeſſor, 
und dem Franz Gruber, Aſſiſtenten an der Staatsgewerbeſchule in Ezernowitz, 


auf ein Verfahren der Anwendung der Sojabohne zur Darſtellung einer Kunſthefe 
ertheilte ausſchließende Privilegium. 
XII. Stück. Ausgeg. am 8. October. 
13. Kundmachung der k. k. Poſtdirection in Czernowitz, ddo. 30. September 


1880, 3. 4695, betreffend die Feſtſetzung des Poſtrittgeldes in der Bukowina 


für die Zeit vom 1. October 1880 bis Ende März 1881. 
XIII. Stück. Ausgeg. am 12. October. 

14. Geſetz vom 29. September 1880, womit der Landeshauptſtadt Czernowitz 
die Bewilligung zur Einhebung der Abgabe von Miethzinskreuzern auf die Dauer 
von fünf Jahren verlängert wird. 

15. Geſetz vom 26. September 1880, wirkſam für das Herzogthum Bukowina, 
betreffend die Aenderung der Beſtimmungen des Landesgeſetzes vom 23. December 
1878 (L. G. und V. Bl. II. 2. 1879) über die Bemauthung der Wiznitz⸗Berhometh⸗ 
Storozynetzer Concurrenzſtraße (Poſtzahl 8 des Ausweiſes zum Landesgeſetze vom 
16. Jänner 1870). 
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57. Geſetz vom 3. November 1880, betreffend die Bemauthung der 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


XIV. Stück. Ausgeg. am 28. October. 

16. Geſetz vom 1. October 1880, wirkſam für das Herzogthum Bukowina, 
betreffend die Aenderung der Beſtimmungen des Landesgeſetzes vom 6. December 
1878 (L. G. und V. Bl. Nr. 18) über die Bemauthung der Czernowitz-Nowo⸗ 
ſielitzaer Concurrenzſtraße (Poſtzahl 3 des Ausweiſes zum Landesgeſetze vom 
16. Jänner 1870). 

17. Geſetz vom 3. October 1880, betreffend die Concurrenzpflicht des Guts⸗ 
gebietes Lukawetz am Sereth zur Wiznitz-Berhometh-Storoczynetzer Concurrenz⸗ 

ſtraße im politiſchen Bezirke Wiznitz und Aenderung der Beſtimmungen des 
Landesgeſetzes vom 16. Jänner 1870 (L. G. und V. Bl. XVII. 29. 1870, Poſt⸗ 
zahl 9 des Ausweiſes) über die Bemauthung dieſer Concurrenzſtraße. 

18. Geſetz vom 3. October 1880, betreffend die Erhöhung des Mauthtarifes 
auf der Radautz⸗Unter⸗Wikower Concurrenzſtraße. 

19. Gefetz vom 3 October 1880, wirkſam für das Herzogthum Bukowina, 
betreffend die Bemauthung der Sereth-Unter⸗Synoutzer Concurrenzſtraße. 

20. Geſetz vom 3. October 1880, betreffend die Erhöhung des Mauthtarifes 
auf der Czernowitz-Zaſtawna⸗Kadobeſtier Concurrenzſtraße. 

XV. Stück. Ausgeg. am 25. November. 

21. Geſetz vom 19. October 1880, betreffend die Erhöhung der Mauth— 

tarife auf der Wiznitz⸗Waszkoutzer Concurrenzſtraße. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben den außerordentlichen Geſandten und bevollmäch⸗ 
ligten Miniſter Anton Grafen Wolkenſtein-Troſtburg in Dresden unter tax⸗ 
freier Verleihung der Würde eines geheimen Rathes zum Sectionschef im Mini- 

ſterium des kaiſ. Hauſes und des Aeußern zu ernennen geruht. 

Seine Majeſtät haben den Conceptsprakticanten des Miniſteriums des kaiſ. 

Hauſes und des Aeußern Emil Brunner v. Wattenwyl und Otto Freiherrn 
Klezl v. Norberg den Titel und Charakter von Hof- und Miniſterialconcipiſten 
zweiter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterrathspräſtdium 
Johann Lidl als Ritter des Ordens der eiſernen Krone dritter Claſſe den 
Ritterſtand verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Zoll⸗Oberamtscontrolor des Hauptzollanıtes in 
Trieſt Johann Gayer anläßlich ſeines Uebertrittes in den bleibenden Ruheſtand 
den Titel eines kaiſ. Rathes, dann dem penſionirten Rechnungsrevidenten der 
Finanzdirection in Klagenfurt Franz Kosieik den Titel und Charakter eines 
Rechnungsrathes, beiden taxfrei, verliehen. 
| Seine Majeſtät haben den ordentlichen Profeſſoren an der Wiener Univer⸗ 
ſität Dr. Moriz Heyßler und Dr. Joſeph Ritter v. Zhishman taxfrei den 
Mr und Charakter eines Hofrathes zu verleihen geruht. 


I 

| 
| 
| 
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Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Junern hat den 
Oberingenieur Ernſt Hrauatſch zum Baurathe für den Staatsbaudienſt in 
Niederöſterreich ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Martin Hauſer zum Oberingenieur, dann die Bauadjuncten Johann 
Swoboda und Eduard Braun zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in 
Schleſien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit dem Titel und Charakter eines Rech- 
nungsrathes bekleideten Rechnungsrevidenten Johann Oherr zum Rechnungs- 
rathe und Vorſtande des Rechnungsdepartements in Salzburg ernannt. 

Der Handelsmmifter hat den Poſtſeeretär Joſeph Fiſcher in Prag zum 
Poſtrathe in Brünn ernannt und der Wahl des Joſeph Kuſchar zum Präſidenten 
und des Johann Nep. Horak zum Vicepräſidenten der Handels- und Gemerbe- 
kammer in Laibach für das Jahr 1881 die Beſtätigung ertheilt. 


Erledigungen. 


Kanzliſtenſtelle beim k. k. Miniſterium des Innern in der eilften Rangs⸗ 
claſſe und der Activitätszulage jährlicher 300 fl., bis 2. Auguſt beim k. k. Mini⸗ 
ſterium des Innern. (Amtsbl. Nr. 141.) 

Rechnungsofficialsſtelle bei der Landſchaftsbuchhaltung des Herzogthums 
Salzburg mit dem jährlichen Gehalte von 600 fl. und dem Quartiergelde von 
jährlich 150 fl. und dem Rechte zur Vorrückung in zwei Quinquennalzulagen 
a 50 fl., bis 20. Juli bei dem Landesausſchuſſe in Salzburg. (Amtsbl. Nr. 143.) 

Forſtwartsſtelle im Bereiche der k. k. Forft- und Domänendirection in 
Gmunden mit dem Jahresgehalte von 400 fl. und der Activitätszulage jährlicher 
100 fl., dann Deputatholz jährlich 27 Rkm., bis 24. Juli bei der Forſt⸗ und 
Domänendirection in Gmunden. (Amtsbl. Nr. 143.) 

Kauzliſtenſtelle bei der Statthalterei in Prag in der eilften Rangsclaſſe, 
bis 8. Auguſt bei dem böhm. Statthaltereipräſidium. (Amtsbl. Nr. 143.) 
Förſtersſtelle im Bereiche der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Wien 
in der zehnten Rangsclaſſe, bis 20. Juli bei der k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗ 
direction in Wien. (Amtsbl. Nr. 141.) 


Hiezu als Beilage: Bogen 10 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


